
VERWALTUNGSGEBÜHRENSATZUNG 
 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) hat in ihrer Sitzung am 
16.12.93 diese Satzung über das Erheben von Verwaltungsgebühren in der Stadt 
Homberg (Ohm) beschlossen, die auf folgende Rechtsgrundlagen gestützt wird: 
 
§§ 5, 51 Nr. 6 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fas-
sung vom 01.04.1993 (GVBI. 1992 , S. 534), 
§§ 1 bis 5 a und 9 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (HessKAG) 
vom 17.03.1970 (GVBI. I, S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.1991 
(GVBI. I, S. 333), 
in Verbindung mit §§ 3, 4 Abs. 1 - 3, 5. 6, 8, 10, 11 der Hessischen Verwaltungsge-
bührensatzung vom 11.07.1972 (GVBI. I, S. 235), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 25.09.1991 (GVBI. I, S. 301). 
 
Geändert durch Euroeinführungssatzung (EES) vom 05. September 2001. 
 

§1 
 

 GEBÜHRENPFLICHTIGE AMTSHANDLUNGEN 
 

(1) Für einzelne Amtshandlungen in Selbstverwaltungsangelegenheiten, die auf 
Veranlassung oder überwiegend im Interesse einzelner vorgenommen werden, 
werden aufgrund dieser Verwaltungsgebührensatzung in Verbindung mit dem 
jeweils gültigen Gebührenverzeichnis zur Verwaltungskostensatzung Verwal-
tungsgebühren erhoben. 

 
(2) Gebühren, die aufgrund von Gesetzen und anderer auch gemeindlicher Rechts-

vorschriften erhoben werden, namentlich Benutzungsgebühren, bleiben von die-
ser Satzung unberührt. 

 
(3) Für Amtshandlungen in Weisungsangelegenheiten gelten die Vorschriften des 

Hessischen Verwaltungskostengesetzes.  
 
 

§2 
 

GEBÜHRENFREIE AMTSHANDLUNGEN 
 

Gebührenfrei sind Amtshandlungen, die  
1. überwiegend im öffentlichen Interesse vorgenommen werden oder 
 
2. von einer Behörde in Ausübung der öffentlichen Gewalt veranlasst werden, es 

sei denn, dass ein Dritter die Amtshandlung mittelbar veranlasst hat. 
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§ 3 
 

GEBÜHRENFREIHEIT 
 

(1) Von der Entrichtung von Verwaltungsgebühren sind befreit: 
 
 1. die Bundesrepublik Deutschland, ihre Länder einschließlich des Landes Berlin 

sowie juristische Personen des öffentlichen Rechts, welche nach deren Haus-
haltsplänen für ihre Rechnung verwaltet werden oder diesen gleichgestellt 
sind, 

 
 2. Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, die die Rechtsstel-

lung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben, 
 
 3. Gemeinden und Gemeindeverbände in Sozialhilfe-, Schul-, Jugendwohlfahrts- 

(Jugendfürsorge und Jugendpflege), kirchlichen und verkehrstechnischen An-
gelegenheiten, 

 
 4.  Hochschulen, Studentenschaften, Forschungseinrichtungen und Studenten-

werke, die die Rechtsstellung einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öf-
fentlichen Rechts haben; andere Einrichtungen, die wissenschaftlichen oder 
Unterrichts- und Erziehungszwecken dienen und als gemeinnützig anerkannt 
sind,  

 5. freie Wohlfahrtsverbände, 
 
 6. staatliche Treuhandstellen für das Wohnungs- und Kleinsiedlungswesen 

(Heimstätten) als Organe der staatlichen Wohnungspolitik und Wohnungsun-
ternehmen, die als gemeinnützig anerkannt sind.  

 
(2) Befreiungen und Ermäßigungen, die auf besonderen gesetzlichen Vorschriften 
 beruhen, bleiben unberührt. 
 
 

§ 4 
 

GEBÜHREN IN BESONDEREN FÄLLEN 
 

(1) wird ein Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit der Behörde abgelehnt, so 
wird keine Gebühr erhoben. 

 
(2) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung zurückgenommen, nachdem 

mit der sachlichen Bearbeitung begonnen, die Amtshandlung aber noch nicht 
beendet ist, oder wird ein Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständig-
keit abgelehnt, oder wird eine Amtshandlung zurückgenommen oder widerrufen, 
so ermäßigt sich die vorgesehene Gebühr um ein Viertel. 
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(3) Die Stelle, welche die Gebühr festsetzt, kann die Gebühr ermäßigen oder von 
der Erhebung absehen, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Gebührenpflichtigen oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten er-
scheint. 

 
 

§ 5 
 

GEBÜHRENGLÄUBIGER 
 

Gebührengläubiger ist die Stadt Homberg (Ohm). 
 
 

§ 6 
 

GEBÜHRENSCHULDNER 
 

(1) Zur Zahlung der Gebühren ist verpflichtet, 
 
 1. wer die Amtshandlung veranlasst oder zu wessen Gunsten sie vorgenommen 

wird, 
 
 2. wer die Gebühren durch eine vor der zuständigen Behörde abgegebene oder 

ihr mitgeteilte Erklärung übernommen hat, 
 
 3. wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 7 
 

GEBÜHRENBEMESSUNG 
 

(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem anliegenden Gebührenverzeichnis 
zur Verwaltungsgebührensatzung. 

 
(2) Soweit die Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes berechnet wird, ist der 

Wert zur Zeit der Beendigung der Amtshandlung maßgebend. Der Wert ist auf  
Verlangen nachzuweisen. Die Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes be-
trägt mindestens 0,50 Euro. Die Gebühr steigt in Stufen von je 0,25 Euro; dabei 
werden Centbeträge über 0,25 Cent nach oben, Centbeträge bis 0,25 Euro nach 
unten auf volle 0,25 Euro abgerundet. 

 
 
 
 
 
 

- 4 -  



- 4 - 
 

§ 8 
 

 RAHMENGEBÜHREN 
 
bei Amtshandlungen, für die in dem Gebührenverzeichnis ein Rahmen festgelegt ist, 
ist die Gebühr zu bemessen: 
 
1. nach der Bedeutung des Gegenstandes und dem wirtschaftlichen Nutzen für die 

Beteiligten, 
 
2. nach der mit der Vornahme der Amtshandlung verbundenen Mühewaltung und 
 
3. nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des Gebührenschuldners. 
 
 

§ 9 
 

PAUSCHGEBÜHREN 
 
Die Gebühr für regelmäßig wiederkehrende Amtshandlungen kann auf  Antrag für 
einen im voraus bestimmten Zeitraum, jedoch nicht für länger als 1 Jahr, durch einen 
Pauschbetrag abgegolten werden. Bei der Bemessung des Pauschbetrages ist der 
geringere Umfang der Verwaltungsarbeit zu berücksichtigen. 
 
 

§ 10 
 

AUSLAGEN 
 

Werden bei einer Amtshandlung besondere bare Auslagen notwendig, so sind sie zu 
erstatten, auch wenn die Amtshandlung gebührenfrei bleibt. Für die Erhebung der 
Auslagen gelten die Vorschriften über die Gebührenerhebung entsprechend. 
 
 

§ 11 
 

 KOSTENENTSCHEIDUNG 
 

(1) Die Kosten (Gebühren und Auslagen) werden von Amts wegen festgesetzt. Die 
Entscheidung über die Kosten soll - soweit möglich  - zusammen mit der Sach-
entscheidung ergehen.  

 
(2) Aus der Kostenentscheidung müssen mindestens hervorgehen: 
 
 1. die kostenerhebende Behörde, 
 
 2. der Kostenschuldner,    
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 3. die kostenpflichtige Amtshandlung, 

 
 4. die als Gebühren und Auslagen zu zahlenden Beträge, 
 
 5. wo, wann und wie die Gebühren und die Auslagen zu zahlen sind. 
 
(3) Die Kostenentscheidung kann mündlich ergehen; sie ist auf Antrag schriftlich zu 

bestätigen. Soweit sie schriftlich ergeht oder schriftlich bestätigt wird, ist auch die 
Rechtsgrundlage über die Erhebung der Kosten sowie deren Berechnung an-
zugeben. 

 
 

§ 12 
 

 ENTSTEHEN - FÄLLIGKEIT - SÄUMNIS 
 

(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Ein-
gang bei der zuständigen Behörde, im übrigen mit der Beendigung der gebüh-
renpflichtigen Amtshandlung. Die Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen ent-
steht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages. 

 
(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den 

Schuldner fällig, wenn nicht die Behörde einen späteren Zeitpunkt bestimmt. Sie 
können durch Postnachnahme auf Kosten des Schuldners erhoben werden. 

 
 

§ 13 
 

 ZAHLUNG - ZAHLUNGSVERZUG 
 
 

(1) Die Gebühren und Auslagen sind an die in der Kostenentscheidung genannten 
Zahlstellen zu entrichten. Die Entgegennahme von Kosten geschieht unter Ver-
wendung von Gebührenstemplern oder Gebührenmarken, die auf die kosten-
pflichtigen Schriftstücke aufzukleben und zu entwerten sind, sofern in Einzelfäl-
len keine andere Form angeordnet wird. 

 
(2)  Eine Amtshandlung, die auf Antrag vorzunehmen ist, kann von der Zahlung ei-

nes angemessenen Vorschusses oder von einer angemessenen Sicherheitsleis-
tung bis zur Höhe der voraussichtlich entstehenden Kosten abhängig gemacht 
werden. 

 
(3)  Mit Ablauf eines Monats nach Fälligkeit kann die Stadt Homberg (Ohm) einen 

Säumniszuschlag von 1 v. H. des rückständigen Betrages für jeden angefange-
nen Monat erheben, wenn dieser 51,-- Euro nicht übersteigt. 
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§ 14 
 

STUNDUNG UND ERLASS 
 
Für die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Gebührenforderungen 
gelten gemäß § 4 Abs. 1 Nrn. 5 a und 6 KAG die §§ 222, 227 Abs. 1 und 261 Abga-
benordnung. 
 
 

§ 15 
 

VOLLSTRECKUNG   
 
Rückständige Gebühren, die nach dieser Gebührensatzung erhoben werden, unter-
liegen der Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungsverfahren nach den Bestimmun-
gen des Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 04.07.1966 (GVBI. I, 
S. 151), in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 

§ 16 
 

ZUWIDERHANDLUNGEN 
 

(1) Gemäß § 5 KAG wird wegen Abgabenhinterziehung mit Freiheitsstrafe bis zu 2 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer zum eigenen Vorteil oder zum Vorteil 
eines anderen 

 
 1. einer Gemeinde oder einem Landkreis über Tatsachen, die für die Erhebung 

 oder Bemessung von Abgaben erheblich sind, unrichtige oder unvollständige 
 Angaben macht; 

 
 2. eine Gemeinde oder einen Landkreis pflichtwidrig über abgabenrechtlich er-

 hebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt. 
 
Der Versuch ist strafbar. 
 

(2) Ordnungswidrig handelt gemäß § 5 a KAG, wer als Abgabenpflichtiger oder bei 
 Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Abgabenpflichtigen eine der im 
 Ab. 1 bezeichneten Taten leichtfertig begeht (leichtfertige Abgabenverkür- 
 zung). 

 
Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig  

 
 1. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind oder 
 
 
 
 

- 7 - 
 



- 7 - 
 

 2. den Vorschriften einer Abgabensatzung zur Sicherung oder Erleichterung der 
Abgabenerhebung, insbesondere zur Anmeldung oder Anzeige von Tatsa-
chen, zur Führung von Aufzeichnungen oder Nachweisen, zur Kennzeichnung 
oder Vorlegung von Gegenständen oder zur Erhebung und Abführung von 
kommunalen Abgaben zuwiderhandelt 

 
und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abga-
benvorteile zu erlangen (Abgabengefährdung). 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann durch eine Geldbuße bis zu 10.226,-- Euro geahndet 
werden. 
 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist der Magistrat. 
 
 

§ 17 
 

RECHTSBEHELF 
 
gegen die Erhebung von Gebühren aufgrund dieser Verwaltungsgebührensatzung 
sind die Rechtsbehelfe nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung 
gegeben. Durch Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen die Heranziehung zu Gebüh-
ren nach dieser Gebührenordnung wird die Verpflichtung zur Zahlung nicht aufgeho-
ben.  
 
 

§ 18 
 

INKRAFTTRETEN UND AUFHEBUNG BISHERIGER VORSCHRIFTEN 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.1994 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
14.02.1985 in der Fassung vom 25.02.1987 außer Kraft. 
 
Die Euroeinführungssatzung (EES) tritt am 01.01.2002 in Kraft 
 
Homberg (Ohm), den 05.09.2001      Der Magistrat der Stadt 
                          Homberg (Ohm) 
 
                       (Orth) 
                          Bürgermeister  
 
 
EES: Beschluss am 05.09.2001               Bekanntmachung am 26.09.2001  
Gebührenverzeichnis geändert am: 29.09.2003      Bekanntmachung am: 12.11.2003  
 
Anlagen 
1. 
2. 
3. 



Gebührenverzeichnis zur Verwaltungsgebührensatzung 
der Stadt Homberg (Ohm) 

 
A. Allgemeine Verwaltungsgebühren 
                                                            
1. Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, u.a. 
  
 Amtshandlungen, die dem unmittelbaren Nutzen der Antrag- 
 steller dienen, soweit nicht eine andere Gebühr vor- 
 geschrieben ist 10,00 Euro 
 
 
2. Abschriften, Auszüge, Vervielfältigungen, Kopien 
 
2.1 Abschriften oder Auszüge aus Akten, öffentlichen 
 Verhandlungen, amtlich geführten Büchern, 
 Statistiken, Rechnungen u.a. mdst. 2,50 Euro 
 je angefangene Seite 0,50 Euro 
 
2.2 Schwierige Abschriften oder Auszüge, insbesondere 
 bei fremdsprachlichen, wissenschaftlichen,  
 tabellarischen oder schwer lesbaren Texten mdst. 5,00 Euro 
 je angefangene Seite 1,00 Euro 
 
2.5 Fotokopien 
 2.5.1. DIN A 5/A 4, je Seite 0,50 Euro 
 2.5.2. DIN A 3, je Seite 0,75 Euro 
 
 
3. Ausfertigungen, Beglaubigungen, Bescheinigungen 
 
3.1 Beglaubigung von Unterschriften und Handzeichen 2,50 Euro 
 
3.2 Erteilung einer Ausfertigung, Beglaubigung einer 
 Abschrift oder Fotokopie, je Seite 0,50 Euro 
 Mindestgebühr 2,50 Euro 
 
3.3 Erteilung von Bescheinigungen und Zeugnissen, 
 soweit nichts anderes bestimmt ist 2,50 Euro 
 
3.4 Bescheinigung bei besonderer Mühewaltung 5,00 Euro 
 
3.5 Bescheinigung gem. § 28 BauGB,  
 Vorkaufsrecht, Negativbescheid 15,00 Euro 
 
3.6 Bescheinigung Abgleich Flächennutzungsplan 15,00 Euro 
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B. Besondere Verwaltungsgebühren 
 
1. Bauverwaltung 
 
1.3 Verwaltungsaufwand bei Ersatzvornahme 
 und Schadenbeseitigung 10 % der Rechnungssumme 
 
1.4 Angebotsvordrucke bei öffentlichen Ausschreibungen 
 je Seite des Leistungsverzeichnisses 0,50 Euro 
 Mindestgebühr 5,00 Euro 
 
1.5 Gebühr für Absteckung der Straßenhöhe 
 an der Grundstücksgrenze 10,00 Euro 
 
1.6 Gebühr für Abnahme von Straßenaufbrüchen, 
 Anschlüssen von Versorgungsleitungen 10,00 Euro 
 
 
2. Ordnungs- und Meldewesen 
 
2.9 Ausstellen einer Ersatz-Lohnsteuerkarte 1,50 Euro 
 
2.10 Ausstellen von Erlaubnisscheinen zur Abgabe von Gift 10,00 Euro 
 
 
4. Gewerberechtliche Erlaubnisse 
 
4.10 Aufstellung von Verkaufsständen jeglicher Art 
 je lfdm und Tag (Marktordnung) 2,00 Euro 
 
 
5. Straßenwesen 
 
5.1 Genehmigung zur Aufstellung eines Gerüstes im  
 öffentlichen Verkehrsraum je angef. Woche 7,50 Euro 
 
5.2 Genehmigung zum Lagern von Baumaterial auf 
 öffentlichen Verkehrsflächen und zum Stellen von 
 Bauzäunen im öffentlichen Verkehrsraum je angef. Woche 7,50 Euro 
 
5.3 Aufstellen von Wohnwagen/Bauwagen im 
 öffentlichen Verkehrsraum je angefangene Woche 7,50 Euro 
 
 
6. Verkehrswesen 
 
6.1 Zustimmung zu Maßnahmen der Bauunternehmer 
 an Baustellen (Straßensperrung) 
 bis zu einer Woche 7,50 Euro 
 je weitere Woche 7,50 Euro 
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6.2 Wird der Bürgersteig in seiner ganzen Breite 
 oder dieser in Verbindung mit einem Teil der Fahrbahn 
 in Anspruch genommen und auf die Anlegung eines 
 Notbürgersteiges verzichtet, erhöhen sich die 
 Genehmigungsgebühren um 50 % nach Ziff. 6.1. + 50 % 
 
6.3 Genehmigung zur Anbringung von Firmenschildern, 
 Leuchttransparenten usw. auf und über städtischem 
 Grund und Boden 25,00 Euro 
 
 
7. Fundsachen 
 Aufbewahrungsgebühr für Fundsachen 2,50 Euro 
 
 
8. Steuersachen 
 
8.1 Ersatz einer Hundesteuermarke 2,50 Euro 
 
8.2 Unbedenklichkeitsbescheinigung über 
 bezahlte städtische Gebühren 5,00 Euro 
 

 
9. Sonstige Gebühren (Verwaltungsgebühren oder 
 Benutzungsgebühren) 
 
9.1 Verleih städtischer Geräte, 
 je Tag/Mindestgebühr 
 a) Fahnen 0,50/1,50 Euro 
 b) Rednerpult 0,50/2,50 Euro 
 c) Lichterketten 0,50/2,50 Euro 
 
 
10. Widerspruchsgebühren 
 
10.1 Durchführung eines Widerspruchsverfahrens in Angelegen- 
 heiten, die die Ablehnung oder Forderung einer Geldleistung 
 zum Gegenstand haben, 
 5 v. H. des erfolglos angefochtenen Betrages, 
 mindestens 25,00 Euro 
 höchstens 2.500,00 Euro 
 
10.2 Wie Nr. 1, wenn der Widerspruch vor Erlass eines 
 Widerspruchsbescheides zurückgenommen worden 
 ist, 2,5 v.H. des erfolglos angefochtenen Betrages, 
 mindestens 12,50 Euro 
 höchstens 1.250,00 Euro 
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10.3 Wie Nr. 1, wenn der Widerspruch allein gegen eine 
 Kostenentscheidung gerichtet war, bis zu 20 v.H. des 
 Betrages, dessen Festsetzung mit dem Widerspruch  
 erfolglos angefochten worden ist, 
 mindestens 12,50 Euro 
 wenigstens 1.250,00 Euro 


















